
Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 01 | 2016

Daten für die Monate  
3/2016 bis 5/2016

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
USt, LSt = 10.3.16, 11.4.16, 10.5.16
ESt, KSt = 10.3.16
GewSt, GrundSt = 17.5.16

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
USt, LSt = 14.3.16, 14.4.16, 13.5.16
ESt, KSt = 14.3.16
GewSt, GrundSt = 20.5.16

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 3/16 = 29.3.16
Fälligkeit Beiträge 4/16 = 27.4.16
Fälligkeit Beiträge 5/16 = 27.5.16

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

12/14 5/15 8/15 12/15
+ 0,2 % + 0,7 % + 0,2 % + 0,3 %

Für alle Steuerpflichtigen

Aufbewahrungspflichten: Diese Unterlagen können 
ab 2016 vernichtet werden

| Im Laufe der Jahre sammeln sich viele Unterlagen an, sodass der Platz knapp 
wird. Es stellt sich somit die Frage, welche betrieblichen und privaten Unterlagen 
ab 2016 nicht mehr aufbewahrungspflichtig sind und vernichtet werden können. 
Antworten liefert u.a. der Bund der Steuerzahler Hessen e.V. |

Betriebliche Unterlagen

Die Aufbewahrungspflichten für be-
triebliche Unterlagen ergeben sich ins-
besondere aus dem Steuer- und dem 
Handelsrecht. Aufbewahrungspflichten 
können sich aber auch aus anderen 
Rechtsgebieten (z.B. dem Sozialversi-
cherungsrecht) ergeben.

In § 147 sieht die Abgabenordnung zwei 
wichtige steuerliche Aufbewahrungs-
fristen vor: zehn und sechs Jahre.

Zehn Jahre lang sind z.B. Inventare, Jah-
resabschlüsse, Eröffnungsbilanzen und 
Buchungsbelege aufzubewahren. Dies 
gilt auch für alle Arbeitsanweisungen 
und Organisationsunterlagen, die diese 
Belege verständlich machen und erläu-
tern. Somit können die entsprechenden 
Unterlagen des Jahres 2005 und frühe-
rer Jahre ab 2016 vernichtet werden.

Sechs Jahre lang müssen z.B. Handels- 
und Geschäftsbriefe sowie Unterlagen, 
die für die Besteuerung wichtig sind 
(z.B. Ein- und Ausfuhrlieferunterlagen, 
Stundenlohnzettel), aufgehoben wer-
den. Folglich können die Unterlagen 
des Jahres 2009 und früherer Jahre ab 
2016 vernichtet werden.

Wichtig | Der Fristlauf beginnt jeweils 
mit dem Schluss des Jahres, in dem z.B. 
der Jahresabschluss aufgestellt wurde, 
Handels- und Geschäftsbriefe empfan-
gen bzw. abgesandt worden sind oder 
der Buchungsbeleg entstanden ist.

Vor der Entsorgung ist jedoch zu beach-
ten, dass die Aufbewahrungsfrist nicht 
abläuft, soweit und solange die Unter-
lagen für noch nicht verjährte Steuer-
festsetzungen von Bedeutung sind. Das 
gilt vor allem bei begonnenen Außen-
prüfungen, vorläufigen Steuerfestset-

zungen, anhängigen steuerstraf- oder 
bußgeldrechtlichen Ermittlungen sowie 
bei schwebenden oder nach einer 
 Außenprüfung zu erwartenden Rechts-
behelfsverfahren.
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PRAXISHINWEIS | Ungeachtet der 
Aufbewahrungspflichten sollten auch 
Unterlagen aufbewahrt werden, die 
dem Nachweis von Anschaffungskos-
ten dienen (z.B. für abnutzbare Wirt-
schaftsgüter wie Immobilien).  

Private Unterlagen

Für Privatbelege besteht grundsätzlich 
keine Aufbewahrungspflicht. Sie wer-
den aber bei der Einkommensteuerver-
anlagung im Rahmen der Mitwirkungs-
pflicht benötigt. Somit sollten die Belege 
bis zum Eintritt der Bestandskraft des 
Steuerbescheids bzw. bis zur Aufhebung 
des Vorbehalts der Nachprüfung aufge-
hoben werden.

Im Privatbereich sind zwei Besonder-
heiten zu beachten:

 • Empfänger von Bau- und sonstigen 
Leistungen im Zusammenhang mit 

einem Grundstück sind verpflich-
tet, die Rechnung, einen Zahlungs-
beleg oder eine andere beweis-
kräftige Unterlage zwei Jahre auf-
zubewahren. Es sind jedoch auch 
die Gewährleistungsfristen zu be-
achten, wodurch eine längere Auf-
bewahrung sinnvoll sein kann.

 • Erzielen Steuerpflichtige aus 
Überschusseinkünften (z.B. nicht-
selbstständige Arbeit, Kapitalein-
künfte, Vermietung und Verpach-
tung) positive Einkünfte von mehr 
als 500.000 EUR im Jahr, besteht 
eine besondere Aufbewahrungsvor-
schrift. Danach sind die Aufzeich-
nungen und Unterlagen über die 
den Einkünften zugrunde liegenden 
Einnahmen und Werbungskosten 
sechs Jahre aufzubewahren.

Quelle | Bund der Steuerzahler Hessen e.V. 
vom 28.12.2015 „Zum Jahreswechsel Platz im 
Aktenschrank schaffen“

Für Vermieter

Abschreibungen  
auch bei mittelbarer  
Grundstücksschenkung?

| Nach einer aktuellen Entscheidung 
des Finanzgerichts Niedersachsen kön-
nen Kinder, die von ihren Eltern Geld 
geschenkt bekommen, um damit eine 
konkrete Mietimmobilie zu kaufen, die 
Gebäudeabschreibung als Werbungs-
kosten bei den Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung geltend machen. 
Endgültig entschieden ist diese Frage 
allerdings noch nicht, da die Finanzver-
waltung Revision beim Bundesfinanz-
hof eingelegt hat. |

Hintergrund: Eine mittelbare Grund-
stücksschenkung ist anzunehmen, 
wenn der Schenker dem Beschenkten 
Geld zur Verfügung stellt, mit der Aufla-
ge, eine bestimmte Immobilie zu erwer-
ben. Kann der Beschenkte nicht über 
das Geld, sondern erst über das damit 
erworbene Grundstück verfügen, ist Ge-
genstand der Schenkung das Grund-
stück.

Die Finanzverwaltung gewährt Be-
schenkten in diesen Fällen keine Ge-
bäudeabschreibung. Der Grund: Der 
Beschenkte hatte zum einen keine eige-
nen Anschaffungskosten. Und auch die 
Abschreibungs-Vorschrift bei einem 
unentgeltlichen Erwerb (§ 11d Ein-
kommensteuer-Durchführungsverord-
nung (EStDV)), wonach der Beschenkte 
die Abschreibungen des Rechtsvorgän-
gers (Schenkers) fortsetzen kann, greift 
nicht, weil der Schenker zu keiner Zeit 
über das Grundstück verfügen konnte.

Das Finanzgericht Niedersachsen sieht 
Letzteres anders: Bei einer mittelbaren 
Grundstücksschenkung ist der Schen-
ker zumindest für eine juristische Se-
kunde wirtschaftlicher Eigentümer der 
Immobilie geworden, um sie dann zu 
übertragen. Die Abschreibungen richten 
sich nach den fortgeführten Anschaf-
fungskosten des Schenkers als Rechts-
vorgänger. Dass der Schenker tatsäch-
lich keine Abschreibungen geltend ge-
macht hat, die der Beschenkte fortfüh-
ren kann, ist unerheblich. Denn die Re-
gelungen in § 11d EStDV knüpfen nur an 
die Berechtigung des Rechtsnachfolgers 
zum Abzug der Abschreibungen an.

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
17.3.2015, Az. 13 K 156/13, Rev. BFH Az. IX R 
26/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 145942

Für Arbeitgeber

Ist die Entscheidung zur Pauschalversteuerung  
von Sachzuwendungen widerrufbar?
| Unternehmen können die Einkommensteuer auf Sachzuwendungen an Ge-
schäftsfreunde und Arbeitnehmer mit einem Steuersatz von pauschal 30 % (zuzüg-
lich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer) für den Zuwendungsempfänger über-
nehmen (§ 37b Einkommensteuergesetz (EStG)). Derzeit ist strittig, ob eine 
ausgeübte Pauschalversteuerung auch widerrufen werden kann. |

Nach Verwaltungsmeinung kann die 
Pauschalversteuerung nicht zurückge-
nommen werden. Anderer Ansicht ist 
das Finanzgericht Niedersachsen: Das 
Wahlrecht ist grundsätzlich bis zum Ein-
tritt der Bestandskraft auszuüben und 
die Entscheidung bis zu diesem Zeit-
punkt widerruflich. Ohne gesetzliche 
Grundlage sind keine Gründe ersicht-
lich, dem Zuwendenden diese Rechte 
abzusprechen bzw. einzuschränken.

Beachten Sie | Da gegen die Entschei-
dung des Finanzgerichts Niedersach-
sen die Revision anhängig ist, können 
geeignete Fälle über einen Einspruch 
vorerst offengehalten werden.

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
24.9.2015, Az. 14 K 10273/11, Rev. BFH Az. VI R 
54/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 146006; 
BMF-Schreiben vom 19.5.2015, Az. IV C 6 - 
S 2297-b/14/10001, unter II. 1, Rn. 4

Für Arbeitgeber

Gesetzliche Bezugsdauer des Kurzarbeitergeldes  
auf zwölf Monate verlängert

| Die gesetzliche Bezugsdauer des Kurzarbeitergeldes wurde zum 1.1.2016 von 
sechs auf zwölf Monate verlängert. |

Damit wurde die Praxis der vergange-
nen Jahre, die Bezugsdauer – bis auf 
wenige Ausnahmen – regelmäßig durch 
Rechtsverordnung des Bundesministe-
riums für Arbeit und Soziales auf min-
destens zwölf Monate zu verlängern, 

nun dauerhaft im Gesetz nachvollzogen. 

Quelle | BMAS, Mitteilung vom 17.12.2015 „Das 
ändert sich im neuen Jahr“; Gesetz zur Ände-
rung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
und weiterer Vorschriften vom 21.12.2015, BGBl I, 
S. 2557
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Für alle Steuerpflichtigen

Außergewöhnliche Belastungen: Zumutbare  
Belastung bei Krankheitskosten verfassungsgemäß

| Der Ansatz einer zumutbaren Belastung bei der steuerlichen Berücksichtigung 
von Krankheitskosten als außergewöhnliche Belastungen ist nach Ansicht des 
Bundesfinanzhofs verfassungsgemäß. |

Hintergrund

Beiträge für eine (Basis-)Krankenversi-
cherung sind ohne Beschränkungen als 
Sonderausgaben abzugsfähig. Darun-
ter fallen jedoch nur solche Ausgaben, 
die zumindest im Zusammenhang mit 
der Erlangung des Versicherungs-
schutzes stehen. 

Ist dies nicht der Fall, können Krank-
heitskosten grundsätzlich als außerge-
wöhnliche Belastungen in der Steuer-
erklärung geltend gemacht werden. 
Darunter fallen z.B. Aufwendungen für 
Zahnreinigung und Zweibettzimmerzu-
schläge sowie Aufwendungen für Zu-
zahlungen für Medikamente, die von 
den Krankenversicherungen nicht über-
nommen wurden. Das Problem: außer-
gewöhnliche Belastungen wirken sich 
nur dann steuermindernd aus, wenn die 
zumutbare Belastung (abhängig vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte, Familien-
stand und Zahl der Kinder) überschrit-
ten wurde. Strittig war nun, ob dies auch 
für Krankheitskosten gilt.

Ansicht des Bundesfinanzhofs

In den vom Bundesfinanzhof entschie-
denen Streitfällen argumentierten die 
Steuerpflichtigen, dass ihre Krankheits-
kosten von Verfassung wegen ohne Be-
rücksichtigung einer zumutbaren Be-
lastung abzuziehen seien. Denn das 
Bundesverfassungsgericht habe ent-
schieden, dass Krankenversicherungs-

beiträge Teil des einkommensteuer-
rechtlich zu verschonenden Existenz-
minimums seien. Dies müsse jedenfalls 
auch für Praxis- und Rezeptgebühren 
gelten. Diese Ansicht teilte der Bundes-
finanzhof jedoch nicht.

Es ist verfassungsrechtlich nicht gebo-
ten, bei Krankheitskosten (einschließ-
lich der Praxis- und Rezeptgebühren) 
auf den Ansatz der zumutbaren Belas-
tung zu verzichten. Denn zum verfas-
sungsrechtlich zu achtenden Existenz-
minimum, das sich grundsätzlich nach 
dem im Sozialhilferecht niedergelegten 
Leistungsniveau richtet, gehören solche 
Zuzahlungen nicht, weil auch Sozialhilfe-
empfänger solche zu leisten haben.

Beachten Sie | Eine Zuzahlung mag 
zwar dann nicht mehr zumutbar sein, 
wenn dadurch in das verfassungsrecht-
lich gesicherte Existenzminimum ein-
gegriffen werden sollte. Das war in den 
Streitfällen angesichts der Einkünfte 
der Steuerpflichtigen und deren Auf-
wendungen von 143 EUR und 170 EUR 
aber nicht der Fall. Somit konnte der 
Bundesfinanzhof offenlassen, ob etwas 
anderes gilt, wenn der Steuerpflichtige 
Zuzahlungen leisten muss und dadurch 
das zu versteuernde Einkommen den 
Grundfreibetrag (8.652 EUR in 2016) 
unterschreitet.

Quelle | BFH-Urteil vom 2.9.2015, Az. VI R 
33/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 182782; 
BFH-Urteil vom 2.9.2015, Az. VI R 32/13, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 182808

Für Arbeitgeber

ELStAM-Hotline wurde Ende 2015 eingestellt

| Die ELStAM-Hotline (ELStAM = Elektronische LohnSteuerAbzugsMerkmale) 
wurde zum 31.12.2015 eingestellt. Nach dem Schreiben des Bundesfinanzministe-
riums stehen für die Beantwortung allgemeiner Anfragen zu ELStAM ab 2016 die 
zuständigen Finanzämter zur Verfügung. In einigen Bundesländern gibt es zusätz-
liche Ansprechpartner. |

Beachten Sie | Die Anlage des Schrei-
bens enthält eine Übersicht über die zu-
sätzlich erreichbaren Ansprechpartner 
der Länder unter Angabe der Rufnum-

mer sowie der Erreichbarkeitszeiten. 

Quelle | BMF-Schreiben vom 11.11.2015, Az. IV 
A 7 - O 2353/14/10005 :003, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 146122

Für Unternehmer

Betriebsausgaben  
bei Dreiecksfahrten

| Die Abzugsbeschränkung durch die 
Entfernungspauschale gilt für Fahrten 
zwischen Wohnung und Betriebsstätte 
auch dann, wenn die jeweilige Hin- oder 
Rückfahrt durch ein Dienstgeschäft (z.B. 
einen Kundenbesuch) unterbrochen 
wird, als Ziel und Zweck der Fahrt aber 
das Erreichen der Wohnung oder der 
Betriebsstätte im Vordergrund steht, so 
der Bundesfinanzhof. |

Wird im Rahmen von Fahrten zwischen 
Wohnung und Betriebsstätte die jeweils 
am selben Tag durchgeführte Hin- oder 
Rückfahrt durch einen Kundenbesuch 
unterbrochen, gilt Folgendes: Nur die 
weitere Fahrstrecke zu dem jeweils auf-
gesuchten Kunden, die über die bei der 
Entfernungspauschale berücksichtigte 
Entfernung  zwischen Wohnung und ers-
ter Betriebsstätte hinausgeht, ist allein 
durch das Dienstgeschäft veranlasst. 
Deshalb sind auch nur die auf diese 
Strecke entfallenden Mehrkosten nach 
Reisekostengrundsätzen abziehbar.

Quelle | BFH-Urteil vom 19.5.2015, Az. VIII R 
12/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 180737

Für Unternehmer

Vorsteuerabzug:  
Anforderungen an  
die Rechnungsanschrift

| Nach Ansicht des Finanzgerichts Köln 
ist der Vorsteuerabzug auch aus Rech-
nungen möglich, die eine Anschrift aus-
weisen, unter der keine geschäftlichen 
bzw. zumindest keine büromäßigen Ak-
tivitäten stattfinden. Infolge der techni-
schen Entwicklung und der Änderung 
von Geschäftsgebaren sei die Anforde-
rung der bisherigen Rechtsprechung an 
die Anschrift, dass dort geschäftliche Ak-
tivitäten stattfinden müssen, überholt. |

Ob der Bundesfinanzhof diese Ansicht in 
der Revision teilen wird, ist zu bezwei-
feln. Denn erst kürzlich hatte er ent-
schieden, dass der leistende Unterneh-
mer unter der angegebenen Anschrift 
geschäftliche Aktivitäten entfalten muss 
und ein „Briefkastensitz“ mit nur postali-
scher Erreichbarkeit nicht ausreicht.

Quelle | FG Köln, Urteil vom 28.4.2015, Az. 10 
K 3803/13, Rev. BFH Az. V R 25/15, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 145334; BFH-Urteil vom 
22.7.2015, Az. V R 23/14
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Für GmbH-Gesellschafter

Keine Schenkungsteuer 
bei verdeckter  
Gewinnausschüttung

| Eine verdeckte Gewinnausschüttung 
in Form von überhöhten Mietzahlun-
gen ist keine Schenkung. So lautet 
eine Entscheidung des Finanzgerichts 
Münster. |

Zum Hintergrund: Bei einer verdeckten 
Gewinnausschüttung handelt es sich 
im Kern um die Gewährung von Ver-
mögensvorteilen der Kapitalgesell-
schaft an den Gesellschafter außerhalb 
der gesellschaftsrechtlichen Gewinn-
verteilung.

 ◼ Sachverhalt

Der Geschäftsführer einer GmbH, de-
ren Alleingesellschafterin seine Ehe-
frau ist, vermietete ein Grundstück 
und verschiedene Maschinen an die 
GmbH zu einem überhöhten Miet-
preis. Dies führte zum Ansatz von ver-
deckten Gewinnausschüttungen. 

Das Finanzamt nahm in Höhe der ver-
deckten Gewinnausschüttungen zu-
dem freigiebige Zuwendungen der 
GmbH an den Geschäftsführer an und 
setzte Schenkungsteuer fest. Hierge-
gen wandte er sich mit dem Argument, 
dass eine steuerliche Doppelbelastung 
vorliege. Die Klage vor dem Finanzge-
richt Münster hatte Erfolg.

Das Finanzgericht Münster führte aus, 
dass die Schenkungsteuer nur freigie-
bige Zuwendungen erfasst, nicht hin-
gegen Vermögensvorteile, die durch 
eine Erwerbshandlung am Markt erzielt 
werden und deshalb der Einkommen-
steuer unterliegen. Die Mietzahlungen 
stellten jedoch beim Geschäftsführer in 
voller Höhe Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung dar. Da hierauf Ein-
kommensteuer anfällt, dürfen die Be-
träge nicht der Schenkungsteuer un-
terworfen werden.

Beachten Sie | Da gegen diese Ent-
scheidung des Finanzgerichts Münster 
bereits die Revision anhängig ist, kön-
nen geeignete Fälle mit einem Ein-
spruch offengehalten werden.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 22.10.2015, 
Az. 3 K 986/13 Erb, Rev. BFH Az. II R 54/15, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 146095

Für Arbeitgeber

Mahlzeitengestellung: Übergangsregel für  
Großbuchstabe „M“ um zwei Jahre verlängert

| Bei üblichen Mahlzeitengestellungen während der Auswärtstätigkeit oder der 
doppelten Haushaltsführung muss im Lohnkonto grundsätzlich der Großbuch-
stabe „M“ aufgezeichnet und in der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung 
ausgewiesen werden. Sofern das Betriebsstätten-Finanzamt für die steuerfrei ge-
zahlten Vergütungen eine andere Aufzeichnung als im Lohnkonto zugelassen hat, 
ist eine Bescheinigung des Großbuchstabens „M“ für 2014 und 2015 nicht erforder-
lich. Diese Übergangsregelung wurde nun bis zum 31.12.2017 verlängert. |

Die Wirtschaftsverbände hatten sich 
im Interesse der Arbeitgeber für eine 
Abschaffung dieser Aufzeichnungsver-
pflichtung eingesetzt. Die nun verlän-
gerte Übergangsregelung kann dem-

zufolge zumindest als Teilerfolg ge-
wertet werden.
Quelle | BMF-Schreiben vom 30.7.2015, Az. IV 
C 5 - S 2378/15/10001, unter www.iww.de, Ab-
ruf-Nr. 145088

Für Arbeitnehmer

Merkblatt zur optimalen Steuerklassenwahl 2016

| Das Bundesfinanzministerium hat ein Merkblatt zur (optimalen) Steuerklassen-
wahl für das Jahr 2016 bei Ehegatten oder Lebenspartnern, die beide Arbeitneh-
mer sind, veröffentlicht. |

Hintergrund: Ehegatten oder Le-
benspartner, die beide unbeschränkt 
steuerpflichtig sind, nicht dauernd ge-
trennt leben und beide Arbeitslohn be-
ziehen, können die Steuerklassenkom-
bination IV/IV oder III/V wählen. Darü-
ber hinaus besteht die Möglichkeit, sich 
für die Steuerklassenkombination IV/IV 
mit Faktor zu entscheiden.

Die in der Anlage des Merkblatts auf-
geführten Tabellen sollen die Wahl der 
für den Lohnsteuerabzug günstigsten 
Steuerklassenkombination erleichtern. 

Die Tabellen-Angaben sind aber nur ge-
nau, wenn die Monatslöhne über das 
ganze Jahr konstant bleiben. Des Wei-
teren besagt die im Laufe des Jahres 
einbehaltene Lohnsteuer noch nichts 
über die Höhe der Jahressteuerschuld.

Beachten Sie | Das Merkblatt kann 
unter www.iww.de/sl1738 herunterge-
laden werden. 

Quelle | BMF vom 11.11.2015 „Merkblatt zur 
Steuerklassenwahl für das Jahr 2016 bei Ehe-
gatten oder Lebenspartnern, die beide Arbeit-
nehmer sind“

Für Kapitalanleger

Weltweiter Austausch von Kontoinformationen 

| Bereits im Oktober 2014 hatten sich mehr als 50 Staaten zum automatischen 
Austausch von Konto-Informationen verpflichtet, wobei dieser ab Herbst 2017 er-
folgen soll. Mit dem nun im Bundesgesetzblatt verkündeten Gesetz wurde diese Ver-
pflichtung in nationales Recht überführt. |

Der automatische Austausch erleich-
tert es den Finanzbehörden, Informati-
onen über Konten aus dem Ausland zu 
erhalten. Es sollen insbesondere fol-
gende Daten ausgetauscht werden:

 • Name, Anschrift, Steueridentifika-
tionsnummer sowie Geburtsdaten 
und -ort jeder meldepflichtigen 
Person,

 • Kontonummer,

 • Jahresendsalden der Finanzkon-
ten und

 • gutgeschriebene Kapitalerträge 
(einschließlich Einlösungsbeträge 
und Veräußerungserlöse).

Quelle | Bundesregierung, Mitteilung vom 
18.12.2015 „Weltweiter Informationsaus-
tausch“; Gesetz zum automatischen Aus-
tausch von Informationen über Finanzkonten 
in Steuersachen und zur Änderung weiterer 
Gesetze vom 21.12.2015, BGBl I, S. 2531
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Für alle Steuerpflichtigen

Bundesfinanzhof bestätigt: Versorgung eines  
Haustieres kann haushaltsnahe Dienstleistung sein

| Die Versorgung und Betreuung eines in den Haushalt des Steuerpflichtigen auf-
genommenen Haustieres kann als haushaltsnahe Dienstleistung begünstigt sein. 
Diese Entscheidung des Bundesfinanzhofs dürfte viele Steuerzahler freuen. |

 ◼ Sachverhalt

Eheleute ließen ihre Hauskatze wäh-
rend diverser Urlaube von der „Tier- 
und Wohnungsbetreuung A“ in ihrer 
Wohnung betreuen. Die Rechnungs-
beträge (insgesamt rund 300 EUR) 
hatten sie überwiesen. In ihrer Steu-
ererklärung beantragten sie für die 
Inanspruchnahme von haushaltsna-
hen Dienstleistungen eine Steuerer-
mäßigung in Höhe von 20 % der Auf-
wendungen. Das Finanzamt versagte 
jedoch den Steuervorteil. Es berief sich 
dabei auf eine Verwaltungsanweisung 
des Bundesfinanzministeriums, wo-
nach für Tierbetreuungskosten keine 
Steuerermäßigung zu gewähren sei. 
Die Klage war sowohl vor dem Finanz-
gericht Düsseldorf als auch vor dem 
Bundesfinanzhof erfolgreich.

Nach der Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs ist die Steuerermäßigung für 
haushaltsnahe Dienstleistungen zu ge-
währen, wenn die Leistung eine hinrei-
chende Nähe zur Haushaltsführung 
aufweist oder damit im Zusammenhang 
steht. Davon ist insbesondere bei haus-
wirtschaftlichen Verrichtungen auszu-

gehen, die gewöhnlich durch Mitglieder 
des privaten Haushalts oder entspre-
chend Beschäftigte erledigt werden und 
in regelmäßigen Abständen anfallen. 

Somit ist auch die Versorgung und Be-
treuung eines in den Haushalt des Steu-
erpflichtigen aufgenommenen Haustie-
res eine haushaltsnahe Dienstleistung. 
Denn Tätigkeiten wie das Füttern, das 
Ausführen und die sonstige Beschäfti-
gung des Tieres oder erforderliche Rei-
nigungsarbeiten fallen regelmäßig an 
und werden typischerweise durch den 
Steuerpflichtigen selbst oder andere 
Haushaltsangehörige erledigt.

Beachten Sie | Eine Steuerermäßigung 
dürfte jedoch ausscheiden, wenn die 
Dienstleistungen nicht im Haushalt des 
Steuerpflichtigen erbracht werden. So 
hat z.B. das Finanzgericht Münster ent-
schieden, dass „Dogsitter-Kosten“ nicht 
begünstigt sind, wenn die Hunde außer-
halb der Wohnung und des Gartens des 
Steuerpflichtigen betreut werden.

Quelle | BFH-Urteil vom 3.9.2015, Az. VI R 
13/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 182085; FG 
Münster, Urteil vom 25.5.2012, Az. 14 K 2289/11 E

Für Unternehmer

Innergemeinschaftliche 
Lieferungen: Steuerfalle 
CMR-Frachtbrief 
| Bei innergemeinschaftlichen Liefe-
rungen muss der Unternehmer grund-
sätzlich gewisse Nachweise erbringen, 
damit die Lieferung als umsatzsteuer-
frei behandelt werden darf. Dazu kann 
auch ein Frachtbrief gehören, wenn die 
Ware mittels einer Spedition in das üb-
rige Gemeinschaftsgebiet versendet 
wird. Der Bundesfinanzhof hat sich nun 
insbesondere mit der Frage beschäf-
tigt, wer als „Absender“ in Feld 1 eines 
CMR-Frachtbriefs stehen darf. |

In einem CMR-Frachtbrief muss der tat-
sächliche Auftraggeber des Frachtfüh-
rers als Absender angeführt sein. Be-
auftragt der Abnehmer den Frachtführer 
und ist dennoch der Lieferant im Fracht-
brief als Absender bezeichnet, liegt kein 
ordnungsgemäßer Belegnachweis vor.

Aktuelle Rechtslage

Dieses Urteil erging noch zur alten 
Rechtslage (der verhandelte Fall betraf 
das Jahr 2006). Nach aktueller Rechts-
lage sind weitere Angaben, wie z.B. die 
Unterschrift des Empfängers über den 
Erhalt der Ware (Feld 24 des CMR-
Frachtbriefs), notwendig, wenn der 
Frachtbrief anstelle der Gelangensbe-
stätigung als Belegnachweis dienen soll.

Die Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs aus 2009, wonach ein CMR-Fracht-
brief auch ein ordnungsgemäßer Ver-
sendungsbeleg war, wenn er im Feld 24 
keine Bestätigung über den Waren-
empfang am Bestimmungsort enthielt, 
dürfte insoweit überholt sein. Denn 
seit dem 1.10.2013 ist in der Umsatz-
steuer-Durchführungsverordnung ex-
plizit aufgeführt, dass der Frachtbrief 
die Unterschrift des Empfängers als 
Bestätigung des Erhalts des Gegen-
stands der Lieferung enthalten muss. 

MERKE | Trotz derartiger Mängel ist 
die Lieferung aber steuerfrei, wenn 
objektiv zweifelsfrei feststeht, dass die 
Voraussetzungen der Steuerfreiheit 
erfüllt sind. Dies war im Streitfall je-
doch nicht gegeben.

Quelle | BFH-Urteil vom 22.7.2015, Az. V R 
38/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 179473; 
BFH-Urteil vom 12.5.2009, Az. V R 65/06

Für Unternehmer

Künstlersozialabgabe: Beitragssatz liegt auch  
in 2016 bei 5,2 %
| Der Abgabesatz zur Künstlersozialversicherung liegt auch in 2016 bei 5,2 %. Dass 
erneut keine Erhöhung erfolgte, liegt insbesondere an dem in 2014 verabschiede-
ten Gesetz zur Stabilisierung des Künstlersozialabgabesatzes. Hierdurch haben die 
Deutsche Rentenversicherung und die Künstlersozialkasse ihre Prüfungen näm-
lich deutlich ausgeweitet. |

Über die Künstlersozialversicherung 
werden derzeit rund 180.000 selbst-
ständige Künstler und Publizisten als 
Pflichtversicherte in den Schutz der 
gesetzlichen Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung einbezogen. Die 
selbstständigen Künstler und Publizis-
ten tragen, wie abhängig beschäftigte 
Arbeitnehmer, die Hälfte ihrer Sozial-
versicherungsbeiträge. Die andere 
Hälfte wird durch einen Bundeszu-
schuss (20 %) und durch die Künstler-
sozialabgabe der Unternehmen (30 %), 

die künstlerische und publizistische 
Leistungen verwerten, finanziert.

Alle Unternehmen, die durch ihre Orga-
nisation, besondere Branchenkenntnisse 
oder spezielles Know-how den Absatz 
künstlerischer Leistungen am Markt för-
dern oder ermöglichen, gehören grund-
sätzlich zum Kreis der künstlersozialab-
gabepflichtigen Personen. 

Quelle | Künstlersozialabgabe-Verordnung 2016 
vom 1.9.2015, BGBl I 2015, 1570; BMAS vom 
28.9.2015 „Künstlersozialversicherung stabil“
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Für alle Steuerpflichtigen

Kindergeld wird  
vorerst auch ohne Steuer-
Identifikationsnummer 
weiter gezahlt

| Ab 2016 ist die Steuer-Identifikati-
onsnummer (Steuer-ID) zusätzliche 
Anspruchsvoraussetzung für das Kin-
dergeld. Sollten der Familienkasse die 
Steuer-ID des Kindes sowie des kinder-
geldbeziehenden Elternteils zum 
1.1.2016 nicht vorliegen, wird das Kin-
dergeld aber zunächst weiter gezahlt. 
Darauf hat der Bund der Steuerzahler 
hingewiesen. |

Es ist aktuell nicht erforderlich, der Fa-
milienkasse die jeweiligen Steuer-ID 
mitzuteilen. Liegen die ID-Nummern 
tatsächlich nicht bei der Familienkasse 
vor, wird diese die Eltern kontaktieren. 
Spätestens dann müssen die Eltern 
aber reagieren – sonst droht die Strei-
chung des Kindergelds.

Quelle | Bund der Steuerzahler, Mitteilung 
vom 23.11.2015 „Kindergeld 2016 – BdSt hakt 
nach und klärt auf“; Bundesagentur für Ar-
beit, Mitteilung vom 12.11.2015 „Kindergeld 
wird auch ohne Vorlage der Steuer-Identifika-
tionsnummer weiter gezahlt“

Für Unternehmer

Umsatzsteuer: Antrag 
auf Ist-Besteuerung ist 
auch konkludent möglich

| Nach einem Urteil des Bundesfinanz-
hofs ist ein ausdrücklicher Antrag auf 
umsatzsteuerliche Ist-Besteuerung 
nicht erforderlich, wenn das Finanzamt 
aus den vorliegenden Unterlagen (ins-
besondere der Einnahmen-Überschuss-
rechnung) deutlich erkennen kann, dass 
in der Umsatzsteuer-Jahreserklärung 
die Ist-Umsätze erklärt worden sind. Die 
antragsgemäße Festsetzung kann dann 
die Genehmigung darstellen. |

Hintergrund: Die Umsatzsteuer wird 
grundsätzlich nach vereinbarten Ent-
gelten (Soll-Besteuerung) berechnet. 
Unter gewissen Voraussetzungen kann 
die Umsatzsteuer antragsgemäß auch 
nach vereinnahmten Entgelten (Ist-Be-
steuerung) berechnet werden, sodass 
ein Liquiditätsvorteil möglich ist.

Quelle | BFH-Urteil vom 18.8.2015, Az. V R 47/14, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 180566

Für Kapitalanleger

Riester-Zulage: Zinserträge sind keine Eigenbeiträge

| Die volle Riester-Zulage setzt voraus, dass der sogenannte Mindesteigenbeitrag 
eingezahlt wird. Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs dürfen Zinserträge 
bei der Ermittlung des Mindesteigenbeitrags nicht abgezogen werden. |

Bereits der Gesetzeswortlaut zeigt, 
dass der Zulageberechtigte eine eigene 
Beitragsleistung erbringen muss, die 
dem Altersvorsorgevertrag zugute-
kommt. Nach dem Verständnis des Be-
griffs „Beitragsleistung“ kann es nicht 
ausreichen, die durch das Altersversor-
gungsvermögen gebildeten Erträge 
dem Vertrag lediglich zu belassen, so 
der Bundesfinanzhof. 

Mindesteigenbeitrag:  
So wird er berechnet

Der Mindesteigenbeitrag beträgt 4 % 
des im Vorjahr erzielten rentenversi-
cherungspflichtigen Einkommens ab-
züglich der erhaltenen Grund- bzw. 

Kinderzulagen. Er ist nach oben auf 
2.100 EUR (Eigenbeitrag und Zulage) 
begrenzt. 

Insbesondere bei einem geringen Ein-
kommen und hohen Zulagen ist es mög-
lich, dass der ermittelte Eigenbeitrag 
sehr niedrig und rechnerisch sogar ne-
gativ ist. In diesen Fällen muss ein So-
ckelbetrag in Höhe von 60 EUR geleistet 
werden, um die volle Zulage zu erhalten.

Weiterführende Informationen zur Ries-
ter-Rente erhalten Sie u.a. auf der Web-
seite der Deutschen Rentenversiche-
rung Bund (unter www.iww.de/sl1725).

Quelle | BFH-Urteil vom 8.7.2015, Az. X R 41/13, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 180250

Für Unternehmer

Firmenwagen: Kein Abzug von Betriebsausgaben  
bei zeitgleicher Ein-Prozent-Regelung 

| Darf ein Arbeitnehmer einen Firmenwagen auch für seine selbstständige Tätig-
keit nutzen, kann er keine Betriebsausgaben für den Pkw abziehen. Dies gilt nach 
einem Urteil des Bundesfinanzhofs zumindest dann, wenn der Arbeitgeber sämt-
liche Kosten getragen hat und die private Nutzungsüberlassung nach der Ein-
Prozent-Regelung versteuert worden ist. |

 ◼ Sachverhalt

A erzielte sowohl Einkünfte aus nicht-
selbstständiger als auch aus selbst-
ständiger Arbeit. Den von seinem Ar-
beitgeber zur Verfügung gestellten 
Firmenwagen durfte A für Fahrten im 
Rahmen seiner Angestelltentätigkeit 
sowie im privaten und freiberuflichen 
Bereich nutzen. Sämtliche Pkw-Kos-
ten trug der Arbeitgeber. Für die pri-
vate Nutzungsüberlassung wurde der 
Sachbezug nach der Ein-Prozent-Re-
gelung versteuert.

Bei den Einkünften aus selbstständiger 
Arbeit machte A für die betrieblichen 
Fahrten Betriebsausgaben geltend. 
Diese ermittelte A, indem er den ver-
steuerten Sachbezug im Verhältnis der 
betrieblichen zu den privaten Fahrten 
aufteilte – jedoch ohne Erfolg.

Der Abzug von Betriebsausgaben setzt 
voraus, dass Aufwendungen beim Steu-
erpflichtigen selbst und nicht bei Dritten 

entstanden sind. Dies war im Streitfall 
jedoch nicht gegeben, da der Arbeitge-
ber sämtliche Kosten des Pkw getragen 
hatte. Außerdem erfolgt die Sachbe-
zugsbesteuerung nach der Ein-Pro-
zent-Regelung unabhängig davon, ob 
und wie der Arbeitnehmer den Pkw tat-
sächlich nutzt.  

PRAXISHINWEIS | Es blieb offen, wie 
zu verfahren ist, wenn A ein Fahrten-
buch geführt hätte. Der Bundesfinanz-
hof ließ jedoch anklingen, dass ein 
Betriebsausgabenabzug möglicher-
weise in Betracht kommt, wenn der 
Steuerpflichtige eigenständige geld-
werte Vorteile sowohl für die private 
als auch für die freiberufliche Nutzung 
zu versteuern hätte, die nach den je-
weils tatsächlich gefahrenen Kilome-
tern ermittelt werden. 

Quelle | BFH-Urteil vom 16.7.2015, Az. III R 
33/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 180930
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Für Unternehmer

Pokergewinne können steuerpflichtig sein

| Pokergewinne können als Einkünfte aus Gewerbebetrieb der Einkommensteuer 
unterliegen. Dies hat aktuell der Bundesfinanzhof entschieden. Ob Poker ein 
Glücksspiel ist, ist für die Frage, ob die Merkmale des Gewerbebetriebs erfüllt sind, 
kaum relevant. |

 ◼ Sachverhalt

In dem Verfahren ging es um einen 
ehemaligen Flugkapitän, der über viele 
Jahre hohe Preisgelder aus der Teil-
nahme an Pokerturnieren (u.a. in den 
Varianten „Texas Hold´em“ und 
„Omaha Limit“) erzielt hatte. Das 
 Finanzamt war der Ansicht, dass die 
Einkünfte aus den Turnierpokerspielen 
der Einkommensteuer unterliegen. 
Dies sah der Steuerpflichtige jedoch 
anders und klagte.

FG Köln beschäftigte sich mit  
dem Begriff des Glücksspiels

Vor dem Finanzgericht Köln stritten die 
Beteiligten insbesondere darüber, ob 
beim Pokern das Glück oder das Ge-
schick überwiegt. Das Finanzgericht 
kam schließlich zu dem Ergebnis, dass 
die vom Steuerpflichtigen gespielten 
Pokervarianten nicht als reines Glücks-
spiel anzusehen sind. Das Geschick-
lichkeitselement trete bereits bei einem 
durchschnittlichen Spieler nur wenig 
hinter dem Zufallselement zurück bzw. 
übertreffe dies sogar. Das Pokerspiel 
sei im Allgemeinen als Mischung aus 
Glücks- und Geschicklichkeitselemen-
ten anzusehen. 

Dementsprechend würdigte das Fi-
nanzgericht die Einkünfte – ebenso wie 
das Finanzamt – als steuerpflichtige 
gewerbliche Einkünfte. Auch die Revi-
sion vor dem Bundesfinanzhof blieb 
letztlich ohne Erfolg. Die Einstufung als 
Glücksspiel war dabei allerdings nur 
am Rande relevant.

Bundesfinanzhof stellt auf das 
marktorientierte Verhalten ab

Das Einkommensteuergesetz knüpft 
die Besteuerung weder in positiver 
noch in negativer Hinsicht an den Tat-
bestand des Glücksspiels. Auch wenn 
die bisherige Rechtsprechung eine Be-
teiligung am allgemeinen wirtschaftli-
chen Verkehr verneint, wenn sich eine 
Tätigkeit als reines Glücksspiel dar-
stellt (z.B. Lottospiel), kommt es dem 
Bundesfinanzhof eher auf andere 
Merkmale an. In dem aktuellen Urteil 
stellte er vor allem auf die Tatbestands-
merkmale der Nachhaltigkeit und der 
Gewinnerzielungsabsicht ab, die vor-
liegend erfüllt waren.

Diese Entscheidung bedeutet aber 
nicht, dass jeder Turnierpokerspieler  
zum Gewerbetreibenden wird. Vielmehr 
ist stets zwischen einem am Markt ori-
entierten einkommensteuerbaren Ver-
halten und einer nicht steuerbaren Be-
tätigung abzugrenzen. Nicht zu ent-
scheiden hatte der Bundesfinanzhof die 
Frage, ob auch Gewinne aus dem Po-
kerspiel in Spielcasinos (sogenannte 
Cash-Games) oder aus Pokerspielen im 
Internet (Online-Poker) einkommen-
steuerpflichtig sein können.

Beachten Sie | In einem weiteren Ver-
fahren wird der Bundesfinanzhof dem-
nächst klären müssen, ob Pokergewinne 
der Umsatzbesteuerung unterliegen.

Quelle | BFH-Urteil vom 16.9.2015, Az. X R 
43/12, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 145423; 
Rev. BFH unter Az. XI R 37/14

Für alle Steuerpflichtigen

Schornsteinfeger-Rechnungen wieder voll begünstigt
| Für Schornsteinfegerleistungen wird eine Steuerermäßigung wieder voll ge-
währt (d.h. 20 % der Lohnkosten, maximal 1.200 EUR). Es ist nicht mehr erforder-
lich, die Rechnung in begünstigte (Handwerkerleistungen) und nicht begünstigte 
Leistungen (Mess- oder Überprüfarbeiten einschließlich Feuerstättenschau) auf-
zuteilen. |

Diese neue Sichtweise des Bundes-
finanzministeriums ist in allen noch 
 offenen Fällen anwendbar.

Quelle | BMF-Schreiben vom 10.11.2015, Az. IV 
C 4 - S 2296-b/07/0003 :007, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 145783

Für Arbeitnehmer

Ermäßigte Besteuerung 
einer betrieblichen  
Abfindung bei Teilleistung

| Eine Abfindung für den Arbeitsplatz-
verlust kann ermäßigt besteuert wer-
den. Dies setzt grundsätzlich voraus, 
dass sie in einem Veranlagungszeitraum 
zufließt und durch die Zusammenbal-
lung von Einkünften erhöhte Steuerbe-
lastungen entstehen. Wird die Abfindung 
in zwei Teilbeträgen ausgezahlt, ist dies 
(ausnahmsweise) unschädlich, wenn 
sich die Teilzahlungen im Verhältnis zu-
einander eindeutig als Haupt- und Ne-
benleistung darstellen und die Neben-
leistung geringfügig ist. Zu der Frage der 
Geringfügigkeit hat der Bundesfinanz-
hof nun Stellung bezogen. |

Eine starre Prozentgrenze (im Verhält-
nis der Teilleistungen zueinander oder 
zur Gesamtabfindung) sieht das Gesetz 
weder vor, noch kann eine solche die 
gesetzlich geforderte Prüfung der 
 Außerordentlichkeit im Einzelfall erset-
zen. Eine geringfügige Nebenleistung 
hat der Bundesfinanzhof in 2014 aller-
dings nicht mehr angenommen, wenn 
sie mehr als 10 % der Hauptleistung 
beträgt.

Eine Nebenleistung kann unter Berück-
sichtigung der konkreten individuellen 
Steuerbelastung als geringfügig anzu-
sehen sein, wenn sie niedriger ist als 
die tarifliche Steuerbegünstigung der 
Hauptleistung. Bislang hatte der Bun-
desfinanzhof mit dieser Begründung 
nur eine sozial motivierte, nachträgliche 
Zusatzleistung des Arbeitgebers der 
Höhe nach als unschädlich erachtet. 

 ◼ Die Zahlen des Streitfalls

Für den Verlust des Arbeitsplatzes er-
hielt A in 2011 eine betriebliche Abfin-
dung von 104.800 EUR sowie in 2010 
eine Tarifabfindung von 10.200 EUR. 
Nach der Probeberechnung des Fi-
nanzamts ermäßigte sich die Einkom-
mensteuer unter Anwendung der Tari-
fermäßigung von 37.273 EUR um 
10.806 EUR auf 26.467 EUR. Daraus 
ergibt sich, dass die Tarifermäßigung 
anzuwenden ist. Denn die in 2010 ver-
einnahmte Teilzahlung von 10.200 EUR 
ist niedriger als die Steuerermäßigung 
der Hauptleistung (10.806 EUR).

Quelle | BFH-Urteil vom 13.10.2015, Az. IX R 
46/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 182089
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Für Arbeitgeber

Neue Sachbezugswerte für 2016

| Der monatliche Sachbezugswert für freie Unterkunft beträgt für 2016 unverän-
dert 223 EUR. Der monatliche Sachbezugswert für Verpflegung wurde um 7 EUR 
auf 236 EUR angehoben. |

Damit ergeben sich für Mahlzeiten folgende Sachbezugswerte:

 ◼ Sachbezugswerte für Mahlzeiten
Mahlzeit monatlicher Wert kalendertäglicher Wert

Frühstück 50 EUR  
(2015: 49 EUR) 

1,67 EUR  
(2015: 1,63 EUR)

Mittag- bzw. Abendessen 93 EUR  
(2015: 90 EUR)

3,10 EUR  
(2015: 3,00 EUR)

Quelle | Achte Verordnung zur Änderung der Sozialversicherungsentgeltverordnung vom 18.11.2015, 
BGBl I 15, 2075

Für Arbeitgeber

Firmenwagen und Fahrtenbuch: Leasingsonderzahlung 
ist nur zeitanteilig zu berücksichtigen

| Wird dem Arbeitnehmer ein Firmenwagen auch zur privaten Nutzung überlassen, 
sind bei der Fahrtenbuchmethode die insgesamt durch das Fahrzeug verursachten 
Aufwendungen zu erfassen. In einem aktuellen Fall musste der Bundesfinanzhof 
entscheiden, wie zu verfahren ist, wenn der Arbeitgeber das Fahrzeug geleast und 
eine Leasingsonderzahlung geleistet hat. |

 ◼ Sachverhalt

Eine GmbH ermittelte den geldwerten 
Vorteil aus der privaten Überlassung 
eines Firmenwagens an den Ge-
schäftsführer nach der Fahrtenbuch-
methode. Dabei verteilte sie die im 
Streitjahr gezahlte Leasingsonderzah-
lung (15.000 EUR) auf 36 Monate, die 
Gesamtlaufzeit des Leasingvertrags. 

Das Finanzamt war hingegen der Auf-
fassung, dass die einmalige Leasing-
zahlung den im Jahr der Zahlung an-
zusetzenden Gesamtkosten insgesamt 
hinzuzurechnen sei. Dementspre-
chend ermittelte das Finanzamt einen 
weitaus höheren Kilometersatz. Dies 
sah der Bundesfinanzhof in der Revi-
sion jedoch anders.

Periodengerechte Abgrenzung  
bei Bilanzierern

Anschaffungskosten eines Pkw werden 
bei der Fahrtenbuchmethode berück-
sichtigt, indem sie über die voraus-
sichtliche Nutzungsdauer aufgeteilt 
werden. Auch Mietvorauszahlungen 
oder Leasingsonderzahlungen sind zu 
verteilen, wenn sie für einen Zeitraum 
von mehr als einem Jahr erbracht wer-

den. Dies gilt jedenfalls dann, wenn der 
Arbeitgeber die Aufwendungen in sei-
ner Gewinnermittlung periodengerecht 
erfassen muss. Und das war hier der 
Fall, denn eine GmbH ist zur perioden-
gerechten Abgrenzung verpflichtet. So 
musste für die Leasingsonderzahlung 
ein aktiver Rechnungsabgrenzungs-
posten angesetzt werden, da es sich um 
Aufwand für eine bestimmte Zeit nach 
dem Bilanzstichtag handelt. 

Es besteht kein allgemeines  
Korrespondenzprinzip

Ob diese Gewinnermittlungsgrundsätze 
vom Arbeitgeber allerdings tatsächlich 
beachtet werden, ist insoweit unerheb-
lich. Maßgeblich ist vielmehr, welcher 
Aufwand sich bei zutreffender Anwen-
dung der Bilanzierungsgrundsätze er-
geben hätte. Denn es besteht kein all-
gemeines Korrespondenzprinzip, wo-
nach auf der Arbeitgeberseite einer-
seits und auf der Arbeitnehmerseite 
andererseits stets korrespondierende 
Ansätze vorzunehmen sind.

Quelle | BFH-Urteil vom 3.9.2015, Az. VI R 
27/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 180928

Für Unternehmer

Intrastat-Meldungen: 
Seit 2016 gilt eine  
neue Meldeschwelle  
für den Wareneingang

| Mit Wirkung zum 1.1.2016 wurde die 
Freigrenze für die Intrastat-Meldungen 
beim Wareneingang um 300.000 EUR 
auf 800.000 EUR erhöht. Die Melde-
schwelle bei Versendungen beträgt 
weiterhin 500.000 EUR. |

Unternehmen, die am innergemein-
schaftlichen Warenverkehr teilnehmen, 
sind gesetzlich verpflichtet, monatlich 
Informationen über ihre Warenaus- und 
-eingänge an das Statistische Bundes-
amt zu übermitteln. Auf dieser Basis 
erstellt das Bundesamt die Intrahan-
delsstatistik mit dem Ziel, den tatsäch-
lichen Warenverkehr von Gemein-
schaftswaren zwischen den EU-Staaten 
zu erfassen. 

Die Höhe der Meldefreigrenzen dürfen 
die EU-Mitgliedstaaten in einem be-
stimmten Rahmen selbst festlegen. 
Eine Prüfung des Bundesamtes ergab, 
dass dieser Wert in Deutschland für die 
Wareneingänge angehoben werden 
kann. Dies erfolgte durch das Bürokra-
tieentlastungsgesetz vom 28.7.2015 
mit Wirkung ab 2016. Die Werte für den 
Warenausgang würden nach Auffas-
sung des Statistischen Bundesamts bei 
einer Anhebung indes an Genauigkeit 
einbüßen. Daher wurde die Melde-
schwelle hier beibehalten. 

Durch die letzte Erhöhung der Melde-
schwellen (sowohl für Warenaus- als 
auch für -eingänge) wurden in 2012 
rund 7.000 Unternehmen von der Mel-
depflicht befreit. Im vergangenen Jahr 
waren ca. 56.000 Unternehmen ver-
pflichtet, innereuropäische Warenbe-
wegungen zu melden.

PRAXISHINWEIS | Die Aufgriffsgren-
zen müssen fortlaufend – also auch un-
terjährig – geprüft werden. Die Melde-
pflicht beginnt mit dem Monat, in dem 
die Schwelle überschritten wurde, d.h., 
für diesen Monat ist die erste statisti-
sche Meldung für die jeweilige Ver-
kehrsrichtung abzugeben.

Quelle | IHK Hannover vom 22.9.2015 „Intras-
tat: Erhöhung der Meldefreigrenze für Waren-
eingänge ab 2016“
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Für Kapitalanleger

Riester-Zulagen für Beamte: Mittelbare  
Zulageberechtigung als Rettungsanker

| Beamte erhalten regelmäßig keine Riester-Zulagen, wenn sie es versäumt ha-
ben, der Datenübermittlung innerhalb der gesetzlichen Zwei-Jahres-Frist einzu-
willigen. Hier gibt es allerdings einen Ausweg: Nach einem Urteil des Bundesfi-
nanzhofs kann der Beamte nämlich über seinen Ehepartner mittelbar 
zulageberechtigt sein. |

 ◼ Sachverhalt

Eine Beamtin schloss in 2002 einen 
zertifizierten Altersvorsorgevertrag 
ab, auf den sie in den Streitjahren 
2005 bis 2007 eigene Beiträge ein-
zahlte. Die Einwilligungserklärung 
zur Datenübermittlung für die Bei-
tragsjahre hatte sie erst in 2010 er-
teilt. Die Zentrale Zulagenstelle für 
Altersvermögen (ZfA) lehnte die Fest-
setzung der Altersvorsorgezulage für 
die Streitjahre ab, da die Einwilligung 
nicht fristgerecht erteilt worden sei.

Unmittelbare Zulageberechtigung 
scheidet hier aus

Der Bundesfinanzhof entschied zu-
nächst, dass die Beamtin nicht unmit-
telbar zulageberechtigt ist. Die Zulage-
begünstigung von Besoldungsempfän-
gern setzt nämlich eine Einverständnis-
erklärung gegenüber der Besoldungs-
stelle voraus, dass diese der zentralen 
Stelle jährlich die für die Gewährung 
der Zulage erforderlichen Daten mittei-
len darf. Diese Einwilligung muss spä-

testens zum Ablauf des zweiten Kalen-
derjahrs, das auf das Beitragsjahr folgt, 
erfolgen. Diese Frist wurde im Streitfall 
jedoch nicht eingehalten. 

Mittelbare Zulageberechtigung 
möglich

In einem solchen Fall kann indes eine 
mittelbare Zulageberechtigung beste-
hen. Liegen bei Ehegatten die Voraus-
setzungen der steuerlichen Zusammen-
veranlagung vor und ist nur ein Ehegatte 
unmittelbar begünstigt, so ist auch der 
andere Ehegatte zulageberechtigt, wenn 
ein auf seinen Namen lautender Alters-
vorsorgevertrag besteht. 

Der Bundesfinanzhof verwies den 
Streitfall zur weiteren Sachaufklärung 
an die Vorinstanz zurück, die nun die 
Frage klären muss, ob im Streitfall die 
Voraussetzungen für eine mittelbare 
Zulageberechtigung erfüllt sind.

Quelle | BFH-Urteil vom 25.3.2015, Az. X R 
20/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 178145

Für alle Steuerpflichtigen

Krankenversicherung: Durchschnittlicher Zusatzbeitrag 
liegt in 2016 bei 1,1 %

| Der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung für das Jahr 2016 beträgt 1,1 %. Er ist damit um 0,2 Prozentpunkte höher als 
im vergangenen Jahr. |

Hintergrund: Der allgemeine Kranken-
kassenbeitrag, den sich Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber teilen, beträgt derzeit 
14,6 %. Den individuellen Zusatzbeitrag, 
den Arbeitnehmer alleine tragen müs-
sen, legt die jeweilige Krankenkasse 
selbst fest.

Die Krankenkasse muss ihre Mitglieder 
informieren, wenn sie ihren Zusatzbei-
trag erhöht. Übersteigt der individuelle 
den durchschnittlichen Zusatzbeitrags-
satz von 1,1 %, ist zusätzlich auf die 

Wechselmöglichkeit in eine günstigere 
Krankenkasse hinzuweisen.

MERKE | Beiträge werden nur bis 
zur Beitragsbemessungsgrenze erho-
ben. Diese beträgt in diesem Jahr 
50.850 EUR/Jahr bzw. 4.237,50 EUR/
Monat. Der über diesen Grenzbetrag 
hinausgehende Teil des Einkommens 
ist beitragsfrei.

Quelle | BMG, Mitteilung vom 29.12.2015 
„Durchschnittlicher GKV-Zusatzbeitragssatz 
für 2016 bei 1,1 Prozent“

Für Vermieter

Wechselkursbedingt 
höhere Tilgungsleistungen 
keine Werbungskosten

| Nach einer Entscheidung des Finanz-
gerichts Hamburg sind wechselkursbe-
dingt höhere Tilgungsleistungen für 
Fremdwährungsdarlehen keine Wer-
bungskosten bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung. |

 ◼ Sachverhalt

Eine Kommanditgesellschaft (KG) er-
zielte Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung. Zur Finanzierung einer 
Mietimmobilie, deren Kaufpreis in EUR 
zu zahlen war, hatte die KG ein Darle-
hen über Schweizer Franken aufge-
nommen. Den Schuldendienst er-
brachte sie in EUR. Eine Änderung des 
Wechselkurses in den Streitjahren 
führte dazu, dass die Darlehensvaluta 
trotz der Tilgungsleistungen nicht 
sank, sondern anstieg. Die Währungs-
verluste berücksichtigte das Finanz-
amt nicht als Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung – und zwar zu Recht, wie das 
Finanzgericht Hamburg entschied.

Fremdwährungsverluste sind auch 
dann nicht als Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung zu berücksichtigen, wenn die 
den Verlusten zugrunde liegenden Dar-
lehen zur Finanzierung des Erwerbs, 
der Sanierung oder der Errichtung ei-
nes Gebäudes dienen. 

Bei den wechselkursbedingten Erhö-
hungen der Darlehensstände zum Jah-
resende nebst erbrachter Tilgungsleis-
tungen handelt es sich um (noch nicht 
realisierte) Vermögensverluste in der 
nicht steuerbaren Privatsphäre, nicht 
jedoch um Werbungskosten. Anders als 
bei den Gewinneinkünften bleiben bei 
den Überschusseinkünften, zu denen 
auch Vermietungseinkünfte zählen, 
Wertveränderungen des Vermögens des 
Steuerpflichtigen außer Betracht, auch 
wenn es der Einkünfteerzielung dient. 

Beachten Sie | Das Finanzgericht 
Hamburg hat die Revision ausgeschlos-
sen. Die KG hat jedoch Nichtzulas-
sungsbeschwerde eingelegt, die beim 
Bundesfinanzhof anhängig ist. 

Quelle | FG Hamburg, Urteil vom 21.5.2015, 
Az. 2 K 197/14, NZB Az. BFH IX B 85/15, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 145268
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Für GmbH-Gesellschafter

Verbilligte Vermietung  
an den Gesellschafter:  
Ist die Kosten- oder die 
Marktmiete relevant?
| Das Thema der verdeckten Gewinn-
ausschüttung mit seinen negativen 
Steuerfolgen ist bei Kapitalgesell-
schaften ein Dauerbrenner. Aktuell ist 
strittig, in welchen Fällen eine ver-
deckte Gewinnausschüttung durch 
Vermietung von Wohnraum an den Ge-
sellschafter vorliegt. Konkret: Ist hier 
auf die ortsübliche Miete oder auf die 
Kostenmiete abzustellen? |

Unterschiedliche Meinungen  
der Finanzgerichte

Überlässt eine GmbH ihrem Gesell-
schafter-Geschäftsführer ein Einfamili-
enhaus zu einem nicht kostendecken-
den Preis zur Nutzung, liegt insoweit 
eine verdeckte Gewinnausschüttung 
vor. Diese Ansicht vertritt zumindest 
das Finanzgericht Köln. 

Das Finanzgericht Baden-Württem-
berg ist da jedoch anderer Auffassung: 
Zwar ist grundsätzlich darauf abzustel-
len, ob die Kapitalgesellschaft die Woh-
nung dem Gesellschafter zu einem 
kostendeckenden Preis überlässt. Ist 
die Kostenmiete allerdings in dem be-
treffenden Ort und in dem betreffenden 
Zeitraum unter keinen denkbaren Um-
ständen zu erzielen, ist bei der Frage, 
ob eine verbilligte Überlassung vor-
liegt, die Vergleichsmiete am Markt 
heranzuziehen.

PRAXISHINWEISE | In den anhängi-
gen Revisionsverfahren wird der Bun-
desfinanzhof klären müssen, ob für den 
Fremdvergleich die Kostenmiete oder 
die ortsübliche Miete zugrunde zu legen 
ist. Ferner ist zu entscheiden, ob eine 
Differenzierung zwischen „aufwendig 
gestalteten“ und „normalen“ Einfamili-
enhäusern erfolgen muss. Dies hat das 
Finanzgericht Köln verneint.

Geeignete Fälle sollten bis zu einer 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
offengehalten werden.  

Quelle | FG Köln, Urteil vom 20.8.2015, Az. 10 
K 12/08, Rev. zugelassen, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 145684; FG Köln, Urteil vom 22.1.2015, 
Az. 10 K 3204/12, Rev. BFH Az. I R 12/15; FG 
Baden-Württemberg, Urteil vom 5.8.2014, Az. 
6 K 24/13, Rev. BFH Az. I R 8/15

Für alle Steuerpflichtigen

Sonderausgaben: Versorgungsleistungen  
bei Ablösung des Nießbrauchs abzugsfähig

| Versorgungsleistungen im Zusammenhang mit der gleitenden Übergabe von 
Privatvermögen können grundsätzlich auch dann weiter als Sonderausgaben ab-
gezogen werden, wenn die Vermögensübertragung vor dem 1.1.2008 vereinbart 
worden ist. Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs ist es bei Altverträgen darü-
ber hinaus möglich, den Nießbrauch an Wirtschaftsgütern des Privatvermögens 
durch eine Versorgungsleistung steuerwirksam abzulösen. |

Hintergrund: Der Sonderausgabenab-
zug von Versorgungsleistungen wurde 
durch das Jahressteuergesetz 2008 auf 
bestimmte Vermögensübertragungen 
beschränkt. Für Übergabeverträge ab 
dem 1.1.2008 ist nur noch die Übertra-
gung von Mitunternehmeranteilen, 
(Teil-)Betrieben und bestimmten GmbH-
Anteilen begünstigt. Erfolgte die Über-
tragung dagegen vor dem 1.1.2008 (Alt-
verträge), war auch ertragbringendes 
Privatvermögen, insbesondere bebaute 
Grundstücke, steuerbegünstigt. 

 ◼ Sachverhalt

1998 gab V seinen landwirtschaftlichen 
Betrieb auf und überführte den Grund-
besitz in sein Privatvermögen. Anfang 
2007 übertrug er den verpachteten 
Grundbesitz im Wege der vorwegge-
nommenen Erbfolge unentgeltlich auf 
seinen Sohn S und behielt sich und 
seiner Ehefrau den Nießbrauch daran 
vor. Ende 2010 verzichteten die Eltern 
auf den Nießbrauch und vereinbarten 
mit S ein jährliches Baraltenteil von 
15.000 EUR beginnend ab dem 1.1.2011 
mit wechselseitigen Anpassungsver-
pflichtungen. Im Streitjahr 2011 erziel-
te S aus der Verpachtung des übertra-
genen Grundbesitzes Einkünfte von 
24.603 EUR. Die Altenteilszahlungen 
leistete er vereinbarungsgemäß.

Das Finanzamt lehnte den Sonderaus-
gabenabzug ab. Bei der Übertragung 
von Privatvermögen vereinbarte Alten-
teilsleistungen seien nach dem im Zeit-

punkt der Vereinbarung (2010) gelten-
den Recht nicht mehr als Sonderaus-
gaben abzugsfähig. Zwar sei die 
Rechtslage im Zeitpunkt der Vermö-
gensübertragung (2007) noch anders 
gewesen. Darauf komme es nach der 
Verwaltungsanweisung des Bundesfi-
nanzministeriums jedoch nur an, wenn 
im Übertragungsvertrag ein konkreter 
Zeitpunkt für den Verzicht auf das Nieß-
brauchsrecht verbindlich vereinbart ge-
wesen sei – und das war hier nicht der 
Fall. Diese Meinung teilte der Bundesfi-
nanzhof allerdings nicht.

Der Gesetzgeber hat sich, so der Bun-
desfinanzhof, bewusst dafür entschie-
den, auf Altverträge ohne zeitliche Ein-
schränkung das alte Recht weiter anzu-
wenden. Das schließt die Fälle der glei-
tenden Vermögensübergabe – zunächst 
Übertragung unter Nießbrauchsvorbe-
halt mit späterer Ablösung des vorbe-
haltenen Nutzungsrechts – ein. Somit 
kommt es allein auf den Zeitpunkt des 
Übergabevertrags an.

Es ist nicht erforderlich, dass die Ablö-
sung bereits im Übergabevertrag verein-
bart ist. Es kommt vielmehr entschei-
dend darauf an, dass die Versorgungs-
rente – wenn auch betragsmäßig einge-
schränkt – den ursprünglich vereinbar-
ten Vorbehaltsnießbrauch ersetzt.

Quelle | BFH-Urteil vom 12.5.2015, Az. IX R 
32/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 178873; 
BMF-Schreiben vom 11.3.2010, Az. IV C 3 - S 
2221/09/10004

Für alle Steuerpflichtigen

Rentenbesteuerung nicht verfassungswidrig
| Die 2005 in Kraft getretene nachgelagerte Besteuerung von Renten verstößt 
nicht gegen das Grundgesetz. Das Bundesverfassungsgericht hat deshalb drei Ver-
fassungsbeschwerden nicht zur Entscheidung angenommen. |

Es ist mit dem allgemeinen Gleichheits-
satz vereinbar, dass Renteneinkünfte 
aus den verschiedenen Basisversorgun-
gen gleich behandelt werden, obwohl 
die hierfür bis 2004 geleisteten Beiträge 

teilweise in unterschiedlichem Maße 
steuerentlastet waren.

Quelle | BVerfG, Beschluss vom 29.9.2015, 
Az. 2 BvR 2683/11; Beschlüsse vom 30.9.2015, 
Az. 2 BvR 1066/10, Az. 2 BvR 1961/10
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Für alle Steuerpflichtigen

Handwerkerleistungen: Steuerermäßigung  
auch für Werkstattarbeitslohn?

| Das Finanzgericht München war bislang der Meinung, dass eine begünstigte 
Handwerkerleistung „in“ einem Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht werden 
muss. Somit schied z.B. eine Steuerermäßigung für den Teil der Leistung aus, der 
in einer Schreinerwerkstatt erbracht wurde. In einer aktuellen Entscheidung hat 
das Finanzgericht diese Sichtweise offensichtlich aufgegeben. |

Hintergrund: Für die Inanspruchnahme 
von Handwerkerleistungen erhalten 
Steuerpflichtige eine Steuerermäßi-
gung in Höhe von 20 % der Aufwendun-
gen (nur Lohnkosten), höchstens je-
doch 1.200 EUR im Jahr. Die Steuerer-
mäßigung setzt voraus, dass der Steu-
erpflichtige eine Rechnung erhält und 
die Zahlung auf das Konto des Erbrin-
gers der Handwerkerleistung erfolgt.

Nach dem Urteil des Finanzgerichts 
München vom 23.2.2015 stellt der Aus-
tausch einer renovierungsbedürftigen 
Haustür, die in der Schreinerwerkstatt 
hergestellt, zum Haushalt geliefert und 
dort montiert wird, eine insgesamt be-
günstigte Renovierungsmaßnahme dar. 
Zurückzuführen ist diese geänderte 
Sichtweise wohl auf die neuere Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs. Da-
nach ist der Begriff „im Haushalt“ 
räumlich-funktional auszulegen, so-
dass die Grenze des Haushalts nicht 
ausnahmslos durch die Grundstücks-
grenze abgesteckt ist.

Die Finanzämter werden die rechtskräf-
tige Entscheidung des Finanzgerichts 
München wohl nicht anwenden. Aus ei-
ner Verfügung des Bayerischen Landes-

amts für Steuern ergibt sich nämlich, 
dass die im Bundessteuerblatt veröf-
fentlichten Urteile des Bundesfinanz-
hofs nur für die entschiedenen Sach-
verhalte (z.B. Aufwendungen für einen 
Hausanschluss als steuerbegünstigte 
Handwerkerleistung) anwendbar sind. 

PRAXISHINWEIS | Die Finanzverwal-
tung überarbeitet derzeit ihr Anwen-
dungsschreiben zur Steuerermäßigung 
für haushaltsnahe Dienstleistungen 
und Handwerkerleistungen. Beziehen 
sich Steuerpflichtige in ähnlich gela-
gerten Fällen, in denen die Auslegung 
der Grenzen des Haushalts strittig ist, 
auf die neue Rechtsprechung des Bun-
desfinanzhofs, bestehen keine Beden-
ken, die Bearbeitung der Fälle bis zu 
einer Anpassung des Anwendungs-
schreibens offenzuhalten, so das 
 Bayerische Landesamt für Steuern. 

Quelle | FG München, Urteil vom 23.2.2015, 
Az. 7 K 1242/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
145568; FG München, Urteil vom 24.10.2011, Az. 
7 K 2544/09; BFH-Urteil vom 20.3.2014, Az. VI R 
56/12; Bayerisches Landesamt für Steuern, 
aktualisierte Fassung vom 22.4.2015, Az. S 
2296b.1.1-5/2 St32, unter www.iww.de, Abruf-
Nr. 144491; BMF-Schreiben vom 10.1.2014, Az. 
IV C 4 - S 2296-b/07/0003 :004

Für alle Steuerpflichtigen

Kindergeld wird so lange 
gezahlt, bis die Prüfungs-
ergebnisse vorliegen!

| Die universitäre Ausbildung endet erst 
dann, wenn dem Studenten die Prü-
fungsergebnisse mitgeteilt werden und 
nicht schon mit der letzten Prüfung. 
Dies hat das Finanzgericht Sachsen in 
einem Kindergeldfall entschieden. |

 ◼ Sachverhalt

Eine Studentin hatte ihre Diplomarbeit 
abgegeben, die Prüfungsergebnisse 
aber erst sechs Monate später erhal-
ten. Während der Wartezeit war sie 
weiterhin an der Universität immatri-
kuliert und jobbte nebenbei im Schnitt 
knapp 15 Stunden in der Woche. Die 
Familienkasse strich dem Vater das 
Kindergeld. Begründung: Nach der 
abgelegten Prüfung befinde sich die 
Tochter nicht mehr in einer Berufs-
ausbildung, sodass die Voraussetzun-
gen für die Gewährung des Kinder-
gelds nicht mehr vorlägen. 

Das Finanzgericht Sachsen sah das je-
doch anders. Danach endet die Berufs-
ausbildung grundsätzlich erst mit Be-
kanntgabe der Prüfungsergebnisse. 

Beachten Sie | Der Kindergeldan-
spruch endet aber dann, wenn 

 • das Kind schon vor Bekanntgabe 
der Prüfungsergebnisse eine Voll-
zeiterwerbstätigkeit im angestreb-
ten Beruf aufnimmt oder

 • das 25. Lebensjahr vollendet hat.

Quelle | FG Sachsen, Urteil vom 17.6.2015, Az. 
4 K 357/11, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
145574; Bund der Steuerzahler, Mitteilung vom 
25.10.2015 „Die Prüfungsergebnisse zählen“

Für Arbeitgeber

Broschüre: Ausbildung 
und Beschäftigung von 
Flüchtlingen

| Die Ausbildung und Beschäftigung 
von Flüchtlingen stellt viele Arbeitgeber 
vor Fragen, die in einer aktuell veröffent-
lichten Broschüre der Bundesagentur 
für Arbeit beantwortet werden. |

Die Broschüre kann unter www.iww.de/
sl1686 heruntergeladen werden.

Für Arbeitgeber

Dienstreise-Kaskoversicherung mindert  
Kilometerpauschale nicht

| Nutzt ein Arbeitnehmer für Fahrten anlässlich einer beruflichen Auswärtstätig-
keit seinen privaten Pkw, kann er 0,30 EUR je gefahrenen Kilometer als Werbungs-
kosten geltend machen oder sich den Betrag vom Arbeitgeber steuerfrei erstatten 
lassen. Schließt der Arbeitgeber eine Dienstreise-Kaskoversicherung für dieses 
Fahrzeug ab, wird die Kilometerpauschale selbst dann nicht gemindert, wenn der 
Arbeitnehmer keine Vollkaskoversicherung für seinen Pkw hat. Dies hat das 
 Bundesfinanzministerium klargestellt. |

Beachten Sie | Hat der Arbeitgeber 
eine Dienstreise-Kaskoversicherung 
für die seinen Arbeitnehmern gehören-
den Kraftfahrzeuge abgeschlossen, 
dann führt die Prämienzahlung des Ar-

beitgebers nicht zum Lohnzufluss bei 
den Arbeitnehmern.

Quelle | BMF-Schreiben vom 9.9.2015, Az. IV C 
5 - S 2353/11/10003, unter www.iww.de, Abruf-
Nr. 145359
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Bilanzierung:  
Zur Abzinsung eines 
unverzinslichen  
Ehegatten-Darlehens 

| Gehören Verbindlichkeiten zum Be-
triebsvermögen, sind sie mit einem 
Zinssatz von 5,5 % abzuzinsen, wenn 
die Laufzeit am Bilanzstichtag 12 Mo-
nate und mehr beträgt. Verbindlichkei-
ten, die verzinslich sind oder auf einer 
Anzahlung oder Vorausleistung beru-
hen, sind davon ausgenommen. Diese 
Regelung gilt nach einer Entscheidung 
des Finanzgerichts München auch für 
Darlehen unter Ehegatten. |

Im Streitfall gewährte die Ehefrau ih-
rem Ehemann, dem Betriebsinhaber, 
unverzinsliche Darlehen zur Ablösung 
betrieblicher Schulden. Das Finanzge-
richt München stellte zunächst fest, 
dass die Darlehen Betriebsvermögen 
darstellen – trotz der mangelnden Be-
sicherung und der erst später erfolgten 
schriftlichen Fixierung der Darlehens-
modalitäten.

Darüber hinaus argumentierte das 
 Finanzgericht wie folgt: Bei einem Dar-
lehen zwischen Ehegatten mindert der 
Aufschub der Rückzahlungspflicht die 
wirtschaftliche Belastung des Darle-
hensnehmers nicht anders als bei einem 
von einem Dritten gewährten Darlehen 
oder in den vom Bundesfinanzhof ent-
schiedenen Fällen zu Gesellschafter-
darlehen.

Bemerkenswert: Der Bundesfinanzhof 
hat der Nichtzulassungsbeschwerde 
trotz der an sich klaren Ausgangslage 
stattgegeben und die Revision zugelas-
sen. Das Finanzgericht München hatte 
diese nämlich ausgeschlossen.

Quelle | FG München, Urteil vom 26.6.2014, 
Az. 11 K 877/11, Rev. BFH Az. IV R 20/15, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 144643; BFH-Beschluss 
vom 22.7.2013, Az. I B 183/12

Für GmbH-Gesellschafter

Teileinkünfteverfahren für Beteiligungserträge: 
Einfluss auf Geschäftsführung nicht erforderlich 

| Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft können unter bestimmten Vorausset-
zungen beantragen, dass eine offene Gewinnausschüttung nicht mit der Abgel-
tungsteuer, sondern nach dem Teileinkünfteverfahren besteuert wird. Nach einer 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs ist hierfür nicht erforderlich, dass ein Minder-
heitsgesellschafter aufgrund seiner beruflichen Tätigkeit einen maßgeblichen Ein-
fluss auf die Geschäftsführung der Kapitalgesellschaft ausüben kann. |

Hintergrund: Das Teileinkünfteverfah-
ren kann günstiger sein, da hier nämlich 
Werbungskosten (zumindest zu 60 %) 
abziehbar sind. Der verbleibende Kapi-
talertrag unterliegt dann zu 60 % der 
tariflichen Einkommensteuer. 

Das Teileinkünfteverfahren ist auf An-
trag möglich, wenn der Steuerpflichtige 
unmittelbar oder mittelbar

 • zu mindestens 25 % an der Kapital-
gesellschaft beteiligt ist oder

 • zu mindestens 1 % an der Kapital-
gesellschaft beteiligt ist und beruf-
lich für diese tätig ist.

 ◼ Sachverhalt

A war zu 5 % an einer GmbH beteiligt 
und bei dieser zudem angestellt. Ihre 
Vollzeittätigkeit umfasste die Planung 
von Reisen und Terminen für die Ge-
schäftsleitung. Darüber hinaus war sie 
in der Kundenbetreuung, Lohnabrech-
nung und Finanzbuchhaltung tätig. Aus 
ihrer Beteiligung erzielte sie Kapitaler-
träge, die mit dem Abgeltungsteuer-
satz (25 %) besteuert wurden. In ihrer 
Einkommensteuererklärung stellte sie 
einen Antrag auf Besteuerung nach der 
niedrigeren tariflichen Einkommen-
steuer. Das Finanzamt lehnte dies ab. 
Begründung: Für diese Option sei ein 
maßgeblicher Einfluss des Anteilseig-
ners auf die Kapitalgesellschaft erfor-
derlich. Das Finanzgericht Thüringen 
und der Bundesfinanzhof gaben jedoch 
der Gesellschafterin Recht. 

Es ist nicht erforderlich, so der Bundes-
finanzhof, dass der Anteilseigner auf-
grund seiner beruflichen Tätigkeit auf 
die Geschäftsführung der Kapitalge-
sellschaft einen maßgeblichen Einfluss 
ausüben kann.  

Auch für die vom Bundesfinanzministe-
rium vertretene Meinung, wonach eine 
berufliche Tätigkeit von untergeordne-
ter Bedeutung für eine Option nicht aus-
reicht, finden sich im Gesetzeswortlaut 
selbst keine Anhaltspunkte. Der Bun-
desfinanzhof sieht es als zweifelhaft an, 
ob diese Auslegung dem Gesetz ent-
spricht. Da die berufliche Tätigkeit der A 
im Streitfall weder quantitativ noch qua-
litativ von untergeordneter Bedeutung 
war, konnte der Bundesfinanzhof diese 
Frage allerdings offenlassen.

MERKE | Der Antrag auf Besteuerung 
der Kapitaleinkünfte nach dem Teilein-
künfteverfahren ist spätestens zu-
sammen mit der Einkommensteuer-
erklärung zu stellen. Dies hat der 
Bundesfinanzhof in einer weiteren ak-
tuellen Entscheidung klargestellt.

Quelle | Berufliche Tätigkeit: BFH-Urteil 
vom 25.8.2015, Az. VIII R 3/14, unter www.iww.
de, Abruf-Nr. 179989; BMF-Schreiben vom 
9.10.2012, Az. IV C 1 - S 2252/10/10013, Rz. 138; 
Fristgerechter Antrag: BFH-Urteil vom 
28.7.2015, Az. VIII R 50/14, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 179872

Für alle Steuerpflichtigen

Steuerabzug von Adoptionskosten:  
Jetzt ist das Bundesverfassungsgericht am Zug

| Das Bundesverfassungsgericht muss sich mit der Frage befassen, ob Eltern Auf-
wendungen für die Adoption eines Kindes als außergewöhnliche Belastung steuer-
mindernd geltend machen können. Der Bundesfinanzhof hatte dies verneint. |

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs 
sind die Aufwendungen, die einem Paar 
wegen der Adoption eines Kindes bei or-
ganisch bedingter Sterilität eines Part-
ners entstehen, keine Krankheitskos-

ten. Auch aus anderen Gründen er-
wachsen die Kosten nicht zwangsläufig.
Quelle | BFH-Urteil vom 10.3.2015, Az. VI R 
60/11; BVerfG: Az. 2 BvR 1208/15, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 178027


